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§ 1 Geltungsbereich 
 
(1) Diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB‘s) gelten ausschließlich 
gegenüber Unternehmern, juristischen Personen des öffentlichen Rechts oder 
öffentlich-rechtlichen Sondervermögen im Sinne von § 310 Absatz 1 BGB (im 
Folgenden „Auftraggeber“ genannt) für die Beauftragung von Dienstleistungen. 
Entgegenstehende oder abweichende Allgemeine Geschäftsbedingungen des 
Auftraggebers werden nur anerkannt, wenn die Yegen Gebäudemanagement 
GmbH (im Folgenden „Auftragnehmer“ genannt) diesen ausdrücklich schriftlich 
zustimmt. 
 
(2) Die AGB‘s gelten grundsätzlich auch für alle zukünftigen Geschäfte mit dem 
Auftraggeber, soweit es sich um Rechtsgeschäfte verwandter Art handelt. 
 
(3) Alle ergänzenden Vereinbarungen und Nebenabreden bedürfen der Schriftform, 
dies gilt auch selbst für eine Änderung des Schriftformerfordernisses.  
 
§ 2 Vertragsabschluss und -laufzeit 
 
(1) Dem Abschluss eines Vertrages zur Leistungsbeauftragung zwischen dem 
Auftragnehmer und Auftraggeber liegen diese AGB‘s zugrunde. Zusätzlicher 
Vertragsbestandteil sind auch kommunale Satzungen und Gesetze, 
gewerkspezifischer Arbeitsleistungen in der jeweiligen geltenden Fassung, sowie 
auch vereinbarte Leistungsverzeichnisse auf denen die Angebote des 
Auftragnehmers basieren.  
 
(2) Der Auftragnehmer wird für die vom Auftraggeber angeforderten Dienste unter 
Einbeziehung dieser AGB‘s ein Angebot auf Basis des vom Auftraggeber 
übermittelten Leistungsverzeichnisses (LV), abgeben. Die Annahme des Angebotes 
des Auftragnehmers durch den Auftraggeber, ist die Voraussetzung 
Leistungsausführung durch den Auftragnehmer.  
 
(3) Kommt es zu einem Vertragsabschluss und zur Beauftragung der 
Leistungserbringung durch den AG, legen die Parteien einen zeitlichen Rahmen zur 
Ausführung der Dienstleistung und das Recht zur ordentlichen Kündigung fest. Das 
Recht außerordentliche Kündigung aus wichtigem Grund bleibt hiervon unberührt. 
 
§ 3 Leistungsart und -umfang  
 
(1) Die vereinbarten Leistungen (Inhalt und Leistungsumfang) werden wie im 
Angebot, Auftrag- oder Leistungsverzeichnis (LV) ausgeführt und sind grundsätzlich 
bindenden. Die zu erbringenden Leistungen sind vom AN nach den Grundsätzen 
ordnungsgemäßer Berufsausübung vom Auftragnehmer leistungs-, fach- und 
fristgerecht auszuführen, nach anerkannten Regeln der Technik auszuführen. 
 
(2) Erkennt der Auftragnehmer, dass die vereinbarten Termine nicht eingehalten 
werden können, muss dies dem Auftraggeber unverzüglich mitgeteilt werden. In 
Fällen unverschuldeter Fristüberschreitung wird dem Auftragnehmer 
angemessener Aufschub der auszuführenden Arbeiten gewährt. 
 
(3) Etwaige Änderungen des Liefer- und Leistungsumfangs durch den Auftraggeber 
sind nur nach vorheriger, schriftlicher Vereinbarung mit dem Auftragnehmer und 
damit verbunden mit der Anpassung von Vergütung und Leistungszeitraum möglich. 
 
(4) Die Leistungen des Auftragnehmers sind vom Auftraggeber unverzüglich nach 
deren Ausführung abzunehmen. Die Leistung gilt dann als abgenommen, wenn der 
Auftraggeber nach Rechnungserhalt, den vom Auftragnehmer erbrachten Arbeiten 
nicht innerhalb von zwei Wochen schriftlich widerspricht.  
 
§ 4 Pflichten des Auftragnehmers 
 
(1) Der Auftragnehmer wird sich nach Aufnahme der Tätigkeit mit den 
Gegebenheiten des Objekts u. a. durch Vorortbegehungen vertraut machen und alle 
für die Leistungserbringung erforderlichen Informationen und Unterlagen sichten 
und prüfen.  
 
(2) Der Auftragnehmer wird geeignetes Personal in ausreichendem Maß zur 
Verfügung stellen und dafür sorgen, dass das eingesetzte Personal betreffend des 
Aufgabenbereichs und der Ortskenntnis ausreichend geschult ist und die fachlichen 
Voraussetzungen mit sich bringt.  
 
(3) Wird der Auftragnehmer in der ordnungsgemäßen Ausführung der Leistung 
behindert, wird dieser die Behinderung, sowie die ausgefallene Leistung dem 
Auftraggeber anzeigen. Das gilt auch bei Wegfall der vom Auftraggeber zur 
Verfügung gestellten Arbeitshilfsmittel oder Arbeitsvoraussetzungen. Die Anzeige 
kann in sachlich begründeten Ausnahmefällen nachträglich erfolgen.  
 
(4) Unterlässt der Auftragnehmer die Anzeige, hat der Auftragnehmer nur dann 
Anspruch auf Berücksichtigung der hindernden Umstände, wenn dem Auftraggeber 
offenkundig die Tatsache und deren hindernde Wirkung bekannt waren.  
 
(5) Einen Leistungsausfall aufgrund einer Behinderung hat der Auftragnehmer bei 
erfolgsbezogenen Tätigkeiten nachzuholen, nicht jedoch bei wiederkehrenden 
Leistungen. Im Zweifelsfall steht dem Auftraggeber nach billigem Ermessen das 
Bestimmungsrecht zu, ob der Auftragnehmer die ausgefallene Leistung 
nachzuholen hat.  
 
(6) Der Auftragnehmer hat den Auftraggeber laufend über besondere Ereignisse zu 
informieren, insbesondere über Schäden, sowie daraus möglicherweise 
resultierender Ansprüche gegenüber Dritten, wegen unerwarteter Unfälle, 
Hausbesetzungen,  kriminelle Ereignisse, Pandemie, Unwetter, Brände, 
Vandalismus und Attentatsdrohungen.  
 
(7) Der Auftragnehmer hat die ihm überlassenen Informationen und Unterlagen in 
einer Dokumentation zu erfassen und diese dem Auftraggeber nach vollständiger 
Leistungserbringung wenn gefordert, gesamt auszuhändigen.  
 
§ 5 Pflichten des Auftraggebers 
 
(1) Der Auftraggeber stellt dem Auftragnehmer für die Dauer seiner Tätigkeit beim 
Auftraggeber, diesem benötigte Schlüssel, Fremdfirmenausweise oder 
Zugangscodes zur Verfügung. Der Auftragnehmer hat dafür Sorge zu tragen, dass 

diese sorgfältig aufbewahrt, vor dem Zugriff unberechtigter Dritter gesichert und 
nach Beendigung der Tätigkeit dem Auftraggeber wieder zurückgegeben werden. 
 
(2) Der Auftraggeber stellt dem Auftragnehmer unentgeltlich Räumlichkeiten und 
Flächen sowie Wasser und Energie zur Verfügung, soweit dies zur vereinbarten 
Leistungserbringung notwendig ist.  
 
(3) Der Auftraggeber erteilt dem Auftragnehmer sämtliche Vertretungsbefugnisse, 
die für eine ordnungsgemäße Leistungserbringung erforderlich sind. Auf Verlangen 
des Auftragnehmers erteilt der Auftraggeber schriftliche Vollmachten für solche 
Geschäfte, bei denen sich der Auftragnehmer als Vertreter des Auftraggebers 
legitimieren muss. Die Erteilung der Vollmacht erlischt automatisch bei 
Vertragsende ohne weitere Erklärung des Auftraggebers.  
 
(4) Der Auftraggeber stellt dem Auftragnehmer alle für die Leistungserbringung 
erforderlichen Informationen und Unterlagen zur Verfügung, soweit diese nicht 
allgemein zugänglich sind oder der Auftragnehmer diese selbst zu beschaffen hat, 
und soweit sie vorhanden sind.   
 
(5) Fehlen Informationen und Unterlagen, die für die Leistungsbringung notwendig 
sind, hat der Auftraggeber auf die Mitteilung des Auftragnehmers die Möglichkeit, 
diese nachträglich binnen angemessener Frist nachzureichen. Unterlässt der 
Auftraggeber dies, hat der Auftragnehmer dem Auftraggeber deren Beschaffung 
bzw. Erstellung anzubieten und dabei die Folgen fehlender Informationen oder 
Unterlagen aufzuzeigen (z. B. Behinderung der Leistung usw.). Entscheidet sich der 
Auftraggeber dafür, fehlende Unterlagen und Informationen von dem 
Auftragnehmer beschaffen bzw. erstellen zu lassen, ist er zur Zahlung einer 
angemessenen Vergütung verpflichtet.  
 
§ 7 Preise 
 
(1) Sofern nichts Gegenteiliges schriftlich vereinbart wird, gelten die Preise gemäß 
dem Angebot des Auftragnehmers auf Basis des Leistungsverzeichnisses (LV) des 
Auftraggebers. Die vereinbarten Preise verstehen sich inklusive der gesetzlich 
gültigen Umsatzsteuer.   
 
(2) Die Ausführung von Sonderleistungen (z. B. Baufeinreinigung, nicht vereinbarte 
Arbeiten, usw.) erfolgt über die schriftliche Vereinbarung über Inhalt und Vergütung. 
Der Auftragnehmer wird dem Auftraggeber bei Bedarf hierzu ein Nachtragsangebot 
unterbreiten.  
 
(3) Die Parteien können in einer Vereinbarung der zu erbringen Leistungen 
zwischen den Vergütungsmodellen Festpreis oder Vergütung nach Zeitaufwand 
wählen: 
 
Festpreis - bei einem Festpreis wird die vereinbarte Vergütung unabhängig von dem 
für die Erbringung der Leistung tatsächlich erforderlichen Zeitaufwand festgelegt 
und die erbrachte Leistung damit pauschal vergütet.   
 
Vergütung nach Zeitaufwand – hierbei errechnet sich die Vergütung nach 
Zeitaufwand, nach den aufgewandten Stunden bzw. Personentagen multipliziert mit 
den gültigen Stunden- bzw. Tagessätzen. Soweit Personentage abgerechnet 
werden, umfasst ein Personentag mindestens acht (8) Arbeitsstunden. Es darf 
maximal die Anzahl der Tage angerechnet werden, an denen der Auftragnehmer für 
den Auftraggeber tätig war. 
 
(4) Fahrt-, und Reisezeiten zur Baustelle sind kostenpflichtig und können dem 
Auftraggeber vom Auftragnehmer je nach Aufwand oder pauschal, entsprechend 
vergütet werden. 
 
§ 8 Preisanpassung  
 
(1) Die vereinbarten Leistungen sind in hohem Maße lohn- und marktabhängig. Aus 
diesem Grund ist der Auftragnehmer berechtigt und verpflichtet, bei 
Dauerschuldverhältnissen Preisanpassungen der vereinbarten Vergütung bei 
Änderung der Leistungen vorzunehmen.  
 
(2) Sofern keine Festpreisabrede getroffen wurde, bleiben angemessene 
Preisänderungen wegen veränderter Lohn- und Vertriebskosten für Bestellungen, 
die vier Wochen oder später nach Vertragsabschluss erfolgen, vorbehalten.  
 
(3) Die Preisänderungen haben in allen Leistungsbereichen und Gewerken ihre 
Geltung. Soweit der gesetzliche Mindestlohn den Tariflohn aufgrund einer Erhöhung 
übersteigt, ist dieser maßgeblich. Die prozentuale Änderung der Vergütung richtet 
sich dann nach der Differenz zwischen dem zuvor angewendeten Tariflohn und dem 
geltenden Mindestlohn.  
 
(4) Der Auftragnehmer ist ferner zur Anpassung der Preise bei Änderung der 
Lohnnebenkosten berechtigt und verpflichtet. Die Anpassungshöhe folgt der 
prozentualen Änderung.  
 
(5) Der Auftragnehmer informiert den Auftraggeber über etwaige Tarifänderungen 
und die damit verbundenen geänderten Preise schriftlich oder in Textform. Die 
Preisänderungen werden mit Beginn des auf die Mitteilung folgenden Monats, 
frühestens jedoch mit Eintritt der Tarifänderung, wirksam. 
 
§ 9 Rechnungen, Zahlungsziel 
 
(1) Rechnungen des Auftraggebers sind binnen 14 Tagen nach Rechnungsstellung 
ohne Abzug, gerechnet ab vertragsgemäßer und vollständiger Leistungserbringung 
und Zugang der Rechnung beim Auftraggeber, zahlbar.  
 
(2) Rechnungen sind in EURO auszustellen und müssen an die im Vertrag oder 
einem Beauftragungsdokument bezeichnete Anschrift des Auftraggebers adressiert 
sein. Die Rechnung muss neben den gesetzlich vorgeschriebenen Angaben die 
Bestellnummer bzw. Angebotsnummer enthalten, die gesetzlich anfallende 
Umsatzsteuer ist gesondert auszuweisen. Die Rechnung muss die Leistung 
detailliert und nachprüfbar (z.B. durch Zeitnachweise oder Leistungsscheine) 
beinhalten.  
 
(3) der Auftragnehmer wird dem Auftraggeber unaufgefordert unverzüglich in 
Textform informieren, wenn der Auftraggeber die Zahlung nicht innerhalb des 
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vereinbarten Zahlungszieles geleistet hat. 
 
(4) Bei Verzug des Auftraggebers werden Zinsen mit neun Prozent über dem 
jeweiligen Basiszinssatz berechnet. Darüber hinaus ist der Auftragnehmer zur 
Einstellung der Arbeiten bis zur Erledigung der fälligen Zahlung berechtigt.  
 
(5) Die zur Leistungserbringung eingesetzten Produkte und Waren bleiben bis zur 
vollständigen Bezahlung durch den Auftraggeber Eigentum des Auftragnehmers. 
 
Werden die Vorbehaltswaren mit anderen, dem Auftragnehmer nicht gehörenden 
Sachen verarbeitet, so erwirbt der Auftragnehmer Miteigentum an der neuen Sache 
im Verhältnis des Wertes der Vorbehaltsware zu den übrigen verarbeiteten Sachen 
zum Zeitpunkt der Verarbeitung. 
 
Für die durch Verarbeitung entstehende neue Sache gelten im Übrigen die gleichen 
Bestimmungen wie für die Vorbehaltsware. 
 
Werden die Vorbehaltswaren mit anderen, dem Auftragnehmer nicht gehörenden 
Sachen untrennbar verbunden oder vermischt, so erwirbt der Auftragnehmer 
Miteigentum an der neuen Sache im Verhältnis des Wertes der Vorbehaltsware zu 
den übrigen verbundenen oder vermischten Sachen zum Zeitpunkt der Verbindung 
oder Vermischung. 
 
Erfolgt die Verbindung oder Vermischung in der Weise, dass die Sache des 
Auftraggebers als Hauptsache anzusehen ist, sind sich der Auftraggeber und der 
Auftragnehmer bereits jetzt darüber einig, dass der AG dem AN anteilig Miteigentum 
an dieser Sache überträgt. Der AN nimmt diese Übertragung an. 
 
§ 10 Durchführung des Vertrages 
 
(1) Der Auftragnehmer erbringt die Leistungen als unabhängiger Unternehmer. Der 
Auftraggeber hat nicht das Recht den Mitarbeitern des Auftragnehmers, sowie 
dessen Erfüllungsgehilfen, Weisungen zu erteilen. 
 
(2) Der Auftragnehmer darf zur  Erbringung seiner Leistungen Leiharbeitnehmer und 
Erfüllungsgehilfen (nachfolgend „Subunternehmer“) einsetzen. 
 
(3) Es ist die Aufgabe des Auftraggebers, dem Auftragnehmer die für seine 
Betriebsstätte geltenden Unfallverhütungs-, Arbeitsschutz- und 
Sicherheitsbestimmungen mitzuteilen. Der Auftragnehmer verpflichtet sich, alle für 
die Betriebstätte des Auftraggebers relevanten Bestimmungen, sowie allgemein 
anerkannten sicherheitstechnischen, arbeitsmedizinischen Vorgaben, als auch die 
geltenden Brandschutzauflagen und Hygienevorschriften, einzuhalten. Dies gilt 
auch für die vom Auftragnehmer eingesetzten Leiharbeitnehmer und 
Subunternehmer. 
 
§ 11 Versicherung, Haftung und Haftungsausschluss 
 
(1) Der Auftragnehmer hält eine Haftpflichtversicherung, die mindestens folgende 
Deckungssummen beinhaltet:  
 
Für Personen-, Sach- und Vermögensschäden  3 Mio.  EUR 
Für Abhandenkommen fremder Schlüssel und Codekarten  50.000 EUR 
Für Tätigkeitsschäden    50.000 EUR 
 
(2) Die Haftung des Auftragnehmer für Schäden, die durch ihn schuldhaft gemäß 
§§ 276 ff. BGB verursacht worden sind, ist für alle Haftungsfälle eines Jahres auf 
die Deckungssummen dieser Versicherung begrenzt. Die Haftungsbegrenzung gilt 
nicht bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit oder Verletzung wesentlicher 
Vertragspflichten sowie im Falle der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der 
Gesundheit. Als wesentliche Vertragspflichten gelten solche, die zur Erfüllung des 
Vertragszwecks notwendig sind. Hierzu gehören insbesondere die im 
Gegenseitigkeitsverhältnis stehenden Hauptpflichten, mithin die Vergütungspflicht  
des Auftraggebers, sowie die Pflicht der Leistungserbringung des Auftragnehmers, 
entsprechend der vertraglichen Vereinbarung.  
 
(3) Für Schäden aus der Verletzung einer Pflicht, deren Erfüllung die 
ordnungsgemäße Durchführung des Auftrags überhaupt erst ermöglicht und auf 
deren Einhaltung der Auftraggeber grundsätzlich vertrauen darf (wesentliche 
Vertragspflichten), haftet der Auftragnehmer auch bei einfacher Fahrlässigkeit, 
allerdings nur bis zu der vorhersehbaren, typischen Weise eintretenden Schaden.  
 
§ 12 Gefahrenübergang  
 
(1) Die Gefahr geht mit der Übergabe und – wenn eine Abnahme zu erfolgen hat – 
nach der Abnahme auf den Auftraggeber über. 
 
(2) Das Eigentum an den im Rahmen der Leistungserbringung erstellten 
Arbeitsergebnissen geht mit Ablauf der Arbeiten und deren Abnahme auf den 
Auftraggeber über, der Auftragnehmer hat an den Arbeitsergebnissen kein 
Zurückhaltungsrecht.  
 
§ 13 Gewährleistung, Mängelhaftung 
 
(1) Dem Auftraggeber stehen die gesetzlichen Mängelansprüche zu.  
 
(2) Etwaige Mängel sind dem Auftragnehmer unverzüglich in Textform unter 
Bezeichnung von Ort, Zeit, Datum und Art und Umfang des Mangels anzuzeigen.  
 
§ 14 Werbung  
 
(1) Dem Auftragnehmer wird kostenlos gestattet, für die von ihm erbrachten 
Dienstleistungen in angemessener Form Werbung zu betreiben und den 
Auftraggeber gegenüber Dritten als Referenz zu benennen. 
 
(2) Der Auftraggeber ist damit einverstanden, dass der Auftragnehmer dessen 
Firmenlogo für Marketingzwecke einsetzen darf. 
 
 
 
 

§ 15 Gerichtsstand  
 
Als Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus oder im Zusammenhang mit diesen 
AGB‘s oder mit hierunter abgeschlossenen Verträgen gilt ausschließlich der Sitz 
des Auftragnehmers. 
 
§ 16 Datenschutz, Vertraulichkeit 
 
(1) Der Auftragnehmer verarbeitet personenbezogene und geschäftsnotwendige 
Daten des Auftraggebers ausschließlich im Rahmen der gesetzlichen 
Bestimmungen, insbesondere der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) sowie 
des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG). Eine elektronische Speicherung und 
Verarbeitung der Daten erfolgt nur, soweit dies für die Durchführung des 
Vertragsverhältnisses erforderlich ist. 
 
(2) Die Vertragsparteien verpflichten sich, sämtliche ihnen im Zusammenhang mit 
der Vertragsdurchführung bekannt werdenden Informationen, die als vertraulich 
gekennzeichnet sind oder aufgrund ihrer Art oder ihres Inhalts als vertraulich 
anzusehen sind, zeitlich unbegrenzt vertraulich zu behandeln und Dritten nicht 
zugänglich zu machen, soweit dies nicht zur Vertragserfüllung erforderlich oder 
gesetzlich vorgeschrieben ist. 
 
(3) Die Verpflichtung zur Vertraulichkeit gilt nicht für Informationen, 
 
a) die bei Vertragsabschluss bereits allgemein bekannt waren oder später ohne 
Verstoß gegen diese Verpflichtung bekannt werden, 
  
b) die einer Partei rechtmäßig von einem Dritten ohne Vertraulichkeitsverpflichtung 
offenbart wurden oder 
 
c) deren Offenlegung aufgrund gesetzlicher Verpflichtungen oder behördlicher oder 
gerichtlicher Anordnung erforderlich ist. 
 
(4) Nach Beendigung des Vertragsverhältnisses wird der Auftragnehmer sämtliche 
vom Auftraggeber erhaltenen personenbezogenen oder geschäftsnotwendigen 
Daten nach Wahl des Auftragnehmers entweder löschen oder zurückgeben, sofern 
keine gesetzlichen Aufbewahrungs- oder Dokumentationspflichten 
entgegenstehen. 
 
§ 17 Sonstiges 
 
(1) Der Erfüllungsort für Lieferungen und Leistungen ist die Verwendungsstelle, für 
Zahlungen der Sitz des Auftragnehmers. 
 
(2) Soweit diese AGB‘s nichts Abweichendes regeln, gelten die gesetzlichen 
Bestimmungen. Sollte eine Bestimmung in diesen AGB‘s oder eine Bestimmung im 
Rahmen sonstiger Vereinbarungen unwirksam sein oder werden, so wird hiervon 
die Wirksamkeit aller sonstigen Bestimmungen oder Vereinbarung nicht berührt. In 
diesem Fall werden beide Parteien die ungültige Bestimmung – falls dispositives 
Recht nicht zur Verfügung steht – durch eine wirksame ersetzen, die dem 
ursprünglich angestrebten wirtschaftlichen Zweck möglichst nahe kommt und 
rechtlich durchführbar ist.  
 
(3) Mündliche Nebenabreden bestehen nicht. Änderungen dieses Vertrags 
bedürfen zu Beweiszwecken der Schriftform und der ausdrücklichen Bezugnahme 
auf diesen Vertrag. Dies gilt auch für die Abbedingung dieses 
Schriftformerfordernisses selbst. 
 
(4) Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss des UN-
Kaufrechts.  
 


